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     Aufbau von Vertrauen und Misstrauen in den Medien: Die Rolle von 

Desinformation und Medienfreiheit  

 

Die Rolle der Medien bei der Bildung 

von Vertrauen und Misstrauen in 

schwierigen Zeiten 

Soziale Medien bieten einen Raum, in dem 

Meinungen geäußert, Nachrichten verfolgt 

und politische und gesellschaftliche Entwick-

lungen angefochten werden können. Sie er-

gänzen damit traditionelle Medien (Radio, 

Fernsehen und Presse) und beeinflussen etab-

lierte Formen der Nachrichtenproduktion und 

des Nachrichtenkonsums. Sie bieten einen 

Raum für offene Debatten, der dem Wunsch 

der BürgerInnen nach öffentlicher Beteiligung 

entspricht. De facto schaffen sie aber auch 

eine Plattform, um zu polarisieren, Falsch- 

oder Desinformationen zu verbreiten und Per-

sonen und Institutionen anzugreifen. Gleich-

zeitig befinden sich die traditionellen Medien 

im Hinblick auf Leserschaft, Geschäftsmodelle 

und journalistische Praktiken im Wandel. In 

diesem neuen Medienkontext werden zuneh-

mend gezielte Desinformationen verbreitet, 

die die Bevölkerung verunsichern und Miss-

trauen gegenüber Politik, Demokratie und 

Wissenschaft schüren. Desinformationen und 

Verschwörungserzählungen gewannen wäh-

rend der Covid-19-Pandemie auf Social-Me-

dia-Plattformen besondere Bedeutung, wo 

sogenannte "alternative Nachrichten" und 

"alternative Fakten" verstärkt verbreitet wur-

den.  

Diese Entwicklung hat das EnTrust-Projekt 

dazu veranlasst, sich mit der Rolle der Medien  

 

bei der Bildung und Anfechtung von Ver-

trauen in Politik zu Krisenzeiten zu befassen.  

Das EnTrust-Projekt untersucht Vertrauen 

und Misstrauen in Politik und Regulierung aus 

verschiedenen Blickwinkeln. Ein Teil seiner 

Forschung beschäftigt sich mit der sich verän-

dernden Rolle des Journalismus bei der Ver-

trauensvermittlung zwischen Politik, wissen-

schaftlicher Expertise und BürgerInnen sowie 

den Auswirkungen digitaler Medientechnolo-

gien. Die Forschung beleuchtet die Bedingun-

gen, unter denen Medienberichterstattung 

über Politik und wissenschaftliche Fakten zu 

einer informierten Meinungsbildung führen 

kann. Gleichzeitig geht es auch um jene Bedin-

gungen, die stattdessen zu einer Polarisierung 

politischer Meinungen beitragen, welche die 

Vertrauenswürdigkeit von WissenschaftlerIn-

nen, Regierungen und politischen VertreterIn-

nen in Frage stellen. Die Erkenntnisse wurden 

durch eine vergleichende Medienanalyse der 

Nachrichtenberichterstattung während der 

Covid-19-Pandemie und eine zusätzliche Ana-

lyse von Nutzerkommentaren auf den Face-

book-Seiten der Zeitungen gewonnen. Dar-

über hinaus beruhen sie auf ausführlichen In-

terviews mit JournalistInnen und anderen Akt-

euren, die sich mit Faktenüberprüfung und 

der Bekämpfung von Desinformation befas-

sen. Die Untersuchungen wurden in sieben 

europäischen Ländern (Dänemark, Deutsch-

land, Griechenland, Italien, Polen, Serbien und 

der Tschechischen Republik) durchgeführt. 

Zentrale Ergebnisse wurden im Rahmen einer 

Expertenrunde mit VertreterInnen 
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zivilgesellschaftlicher Organisationen, des Eu-

roparats und der Europäischen Kommission 

vorgestellt und diskutiert. 

Auf Grundlage des EnTrust-Forschungsbe-

richts und der Expertendiskussion wurden 

eine Reihe von Schlüsselproblemen und poli-

tischen Empfehlungen herausgearbeitet, die 

im Folgenden dargestellt werden. 

 

#Nr. 1: Verhinderung von Online-Desinfor-

mation und Durchsetzung der Achtung der 

Menschenrechte auf Online-Plattformen 

Negative Auswirkungen unregulierter sozialer 

Medien zu untersuchen, ist umso wichtiger 

geworden, da immer mehr BürgerInnen Nach-

richten über soziale Medien rezipieren, die ei-

nen unmittelbaren Zugang zu Informationen 

bieten. Darüber hinaus wenden sich die Men-

schen in einigen europäischen Ländern den 

sozialen Medien zu, weil das Vertrauen in die 

öffentlich-rechtlichen Medien gering ist oder 

abnimmt. Um gegen Online-Desinformation 

vorzugehen, haben die politischen Entschei-

dungsträger der EU Schritte in Richtung einer 

Ko-Regulierung unternommen. Nach Auffas-

sung von zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen und Medienexperten sind die derzeitigen 

Instrumente jedoch nicht ausreichend.  

Der überarbeitete Verhaltenskodex für Desin-

formation ist ein wichtiges Instrument, um ge-

gen Online-Desinformation vorzugehen, aber 

er muss eine strenge Durchsetzung und Über-

wachung der Verpflichtungen gewährleisten, 

vorzugsweise als Ko-Regulierungsmechanis-

mus im Rahmen des Gesetzes über digitale 

Dienste. Ein wichtiger Aspekt ist Transparenz 

in Bezug auf gezielte (politische) Werbung. 

Die NutzerInnen sollten sich darüber im Kla-

ren sein, dass die Informationen, die sie se-

hen, von Algorithmen und 

Finanzierungsquellen abhängen (wer zahlt für 

die Inhalte, die sie sehen). Ein weiterer we-

sentlicher Aspekt betrifft die Inhaltsmodera-

tion, die einen menschenrechtsbasierten An-

satz verfolgen und sicherstellen sollte, dass 

das Recht auf freie Meinungsäußerung res-

pektiert wird. Dabei sollte dieses Recht so-

wohl für NutzerInnen als auch für all jene ge-

währleistet werden, über die gesprochen 

wird.  

Außerdem ist zu bedenken, dass Desinforma-

tion nicht frei von Vorurteilen ist. Organisatio-

nen der Zivilgesellschaft betonen, dass diskri-

minierende Desinformation (z. B. geschlechts-

spezifische Desinformation) in der sozialen 

Medienlandschaft weit verbreitet ist. Die dis-

kriminierenden Auswirkungen auf die soziale 

und politische Teilhabe betroffener Gruppen 

sollten in Rechtsinstrumenten anerkannt wer-

den, die sowohl die digitale als auch die physi-

sche Sphäre regulieren. 

Vor dem Hintergrund der Desinformation in 

den sozialen Medien ist es von entscheiden-

der Bedeutung, auf die jüngsten Fortschritte 

in Bezug auf das KI-Gesetz der EU hinzuwei-

sen. Die Gesetzgeber haben sich auf eine vor-

läufige Fassung des Gesetzes geeinigt, die nun 

mit dem Rat der Europäischen Union und den 

EU-Mitgliedstaaten verhandelt werden soll. 

Angesichts der fortschreitenden Entwicklung 

der KI-Technologie betonen ExpertInnen und 

die Zivilgesellschaft immer wieder die Not-

wendigkeit, die Grundrechte bei der Anwen-

dung von KI zu wahren, unabhängig vom Nut-

zer. Es gibt auch Bedenken hinsichtlich der po-

tenziell nachteiligen Auswirkungen von KI-

Systemen auf marginalisierte Gruppen, die 

systemische Probleme und Ungleichheiten 

verschärfen könnten. 

Es besteht allgemeines Einvernehmen dar-

über, dass neue Rechtsinstrumente auf 

https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/code-practice-disinformation
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/code-practice-disinformation
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/digital-services-act-package
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/digital-services-act-package
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/society/20230601STO93804/ki-gesetz-erste-regulierung-der-kunstlichen-intelligenz?&at_campaign=20226-Digital&at_medium=Google_Ads&at_platform=Search&at_creation=RSA&at_goal=TR_G&at_advertiser=Webcomm&at_audience=%7bkeyword%7d&at_topic=Artificial_intelligence_Act&at_location=BE&gclid=Cj0KCQjw1_SkBhDwARIsANbGpFt6kuxvGFmoTGZRWWp2dt7XKoqKDSXpRuu9Sx5irYPWiX6pnXLLArQaAkfCEALw_wcB
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harmonisierte Weise in den bestehenden 

Rechtsrahmen integriert werden müssen. Ein 

Multi-Stakeholder-Ansatz, der JournalistIn-

nen, zivilgesellschaftliche Organisationen und 

WissenschaftlerInnen einbezieht, stellt sicher, 

dass unterschiedliche Anliegen bei der Ausar-

beitung von Rechtsvorschriften berücksichtigt 

werden. Insbesondere in einem sich so schnell 

entwickelnden Umfeld wie der digitalen Welt 

müssen die Umsetzung und die Relevanz der 

Rechtsvorschriften kontinuierlich überwacht 

werden, um die Rechenschaftspflicht zu ge-

währleisten. 

 

#Nr. 2: Förderung und Finanzierung von Bil-

dungsprogrammen zur Verbesserung der 

Medienkompetenz  

Bildungsmaßnahmen zur Förderung der Medi-

enkompetenz (die Fähigkeit, Informationen 

aus verschiedenen Quellen kritisch zu verste-

hen und zu bewerten) sind wichtig, um der 

Problematik von Desinformation und Propa-

ganda auf Online-Plattformen und in den Me-

dien besser begegnen zu können. Die Befähi-

gung und Sensibilisierung der BürgerInnen, 

Medienberichten mit einem gewissen Maß an 

Misstrauen zu begegnen, kann die Verbrei-

tung von Desinformationen eindämmen. Die 

BürgerInnen sollten bewährte Praktiken der 

Mediennutzung und Fähigkeiten zur Naviga-

tion im digitalen Nachrichtenraum entwi-

ckeln. 

Geeignete Bildungsangebote für junge Men-

schen sind angesichts ihrer vielfältigen und 

sich schnell verändernden Online-Aktivitäten 

besonders wichtig. Lehrkräfte müssen ange-

messen qualifiziert sein, um ihren SchülerIn-

nen Medienkompetenz zu vermitteln. Die Me-

dienkompetenzschulung kann in den Lehrplan 

eingebettet oder auf speziellen Schulveran-

staltungen angeboten werden. Es können 

Kontakte zu anderen Schulen geknüpft wer-

den, die erfolgreich Medienkompetenzschu-

lungen durchgeführt haben. Ebenso können 

die Schulen vom Fachwissen von JournalistIn-

nen, IT-SpezialistInnen und anderen Berufs-

gruppen profitieren.  

Nationale und lokale Behörden sollten im Ein-

klang mit Artikel 33a der überarbeiteten 

Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 

Bildungsprogramme zur Verbesserung der 

Medienkompetenz fördern und finanzieren. 

Fachwissen kann bei Organisationen der Zivil-

gesellschaft (z. B. Lie Detectors) oder europäi-

schen akademischen Netzwerken (z. B. der Eu-

ropäischen Beobachtungsstelle für digitale 

Medien) gefunden werden, die Schulungen 

für LehrerInnen und SchülerInnen zur Erken-

nung von Desinformation und zur Überprü-

fung von Fakten entwickelt haben. Das Projekt 

"Free to Speak - Safe to Learn - Democratic 

Schools for All" des Europarats ist ein weiteres 

Beispiel dafür, wie solche Schulungen auf eu-

ropäischer Ebene unterstützt werden können. 

 

#Nr. 3: Medieneigentum transparent ma-

chen und unabhängige Nachrichtenbericht-

erstattung sicherstellen  

In mehreren EU-Mitgliedstaaten erleben wir 

den Missbrauch und die Vereinnahmung der 

Medien für die Agenden politischer Akteure 

und die Interessen von Wirtschaftsmagnaten. 

Es ist daher wichtig zu verstehen, wie Unter-

nehmen strukturiert sind und wie sich die Fi-

nanzierung auf die Medieninhalte auswirkt, 

nicht nur um den BürgerInnen eine unparteii-

sche Berichterstattung zu bieten, sondern 

auch um das Vertrauen in die Demokratie 

(wieder) aufzubauen. 

Rechtsinstrumente wie der vorgeschlagene 

Europäische Rechtsakt zur Medienfreiheit 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L1808
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018L1808
https://lie-detectors.org/
https://edmo.eu/
https://edmo.eu/
https://edmo.eu/
https://www.coe.int/en/web/campaign-free-to-speak-safe-to-learn/about
https://www.coe.int/en/web/campaign-free-to-speak-safe-to-learn/about
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_5504
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(EMFA) oder der Europäische Aktionsplan für 

Demokratie zielen darauf ab, Interessenkon-

flikte und Monopole aufzudecken und die re-

daktionelle Unabhängigkeit in der europäi-

schen Medienlandschaft zu stärken. Organisa-

tionen der Zivilgesellschaft und JournalistIn-

nen befürchten jedoch, dass die Maßnahmen 

nicht ausreichen werden, um die Anforderun-

gen an Medienfreiheit und Pluralismus zu er-

füllen, wie sie in der Charta der Grundrechte 

der Europäischen Union festgelegt sind. 

Die EU-Mitgliedstaaten sollten die europäi-

schen Standards für öffentlich-rechtliche Me-

dien einhalten und umsetzen, indem sie "die 

Regeln und Mechanismen zur Stärkung der 

unabhängigen Führung und der redaktionel-

len Unabhängigkeit" (EU-Rechtsstaatlichkeits-

bericht 2022) solcher Einrichtungen stärken. 

Das Medieneigentum muss transparent sein. 

Gleichzeitig müssen die vorhandenen Mecha-

nismen den europäischen Standards für die 

Unabhängigkeit der Medienaufsichtsbehörde 

entsprechen, wie in den Empfehlungen des 

Rechtsstaatlichkeitsberichts 2022 betont 

wird.  

Organisationen der Zivilgesellschaft und Jour-

nalistInnen fordern, dass ein rechtlicher Rah-

men geschaffen wird, der sicherstellt, dass 

das Recht auf freie Meinungsäußerung so-

wohl in privaten als auch in öffentlichen Me-

dienunternehmen gewahrt bleibt. Um der 

Vereinnahmung und Konzentration von Me-

dien entgegenzuwirken, sollten die EU und die 

Mitgliedstaaten ihre finanzielle Unterstützung 

für Aktivitäten zur Förderung einer unabhän-

gigen und unvoreingenommenen Nachrich-

tenberichterstattung ausweiten, wie z. B. Pro-

jekte für investigativen Journalismus oder 

Faktenüberprüfung oder andere Unterneh-

mungen, die zum Medienpluralismus beitra-

gen, und dabei die Empfehlung CM/Rec 

(2022)4 des Europarats zur Förderung eines 

günstigen Umfelds für Qualitätsjournalismus 

im digitalen Zeitalter berücksichtigen.  

Eine öffentliche Finanzierung sollte weiterhin 

die Bezahlbarkeit und Verbreitung professio-

nell erstellter, unverfälschter Nachrichten 

über verschiedene Kanäle gewährleisten. 

Qualitätsjournalismus ist ein öffentliches Gut 

und muss erhalten werden, um die BürgerIn-

nen mit faktenbasierten und vertrauenswür-

digen Informationen zu versorgen. 

 

# Nr. 4: Gewährleistung des Schutzes und der 

Sicherheit von JournalistInnen  

Neben den Gefährdungen, die Medienstruk-

turen und Qualitätsjournalismus betreffen, 

gibt es auch eine wachsende Bedrohung für 

JournalistInnen selbst. Sie sehen sich zuneh-

mend Diffamierungen, Hassreden, Gewalt 

und Überwachung ausgesetzt, die von staatli-

chen und nichtstaatlichen Akteuren mit anti-

demokratischer Gesinnung ausgeübt werden. 

Dies geschieht sowohl in physischen als auch 

in digitalen Räumen, was erneut die Notwen-

digkeit eines menschenrechtsbasierten Ansat-

zes für die Moderation von Inhalten unter-

streicht. Im Jahr 2022 registrierte die vom Eu-

roparat betriebene Plattform für die Sicher-

heit von Journalisten doppelt so viele War-

nungen wie im Jahr 2019, wobei 12 weitere 

Länder betroffen waren. Dieser Trend be-

droht nicht nur die Sicherheit von JournalistIn-

nen, sondern auch die Qualität der journalisti-

schen Arbeit, da er zu selbst auferlegter Zen-

sur führt. Der Missbrauch von Gesetzen zur 

Einschüchterung und Verfolgung kritischer 

Meinungen gefährdet die journalistischen 

Freiheiten und verletzt die Grundrechte.  

Angesichts der aktuellen Entwicklungen im 

Zusammenhang mit der EMFA wächst die 

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/european-democracy-action-plan_de
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/european-democracy-action-plan_de
https://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
https://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/media-freedom
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/media-freedom
https://digital-strategy.ec.europa.eu/de/policies/media-freedom
https://edoc.coe.int/en/international-law/11046-promoting-a-favourable-environment-for-quality-journalism-in-the-digital-age-recommendation-cmrec20224.html
https://edoc.coe.int/en/international-law/11046-promoting-a-favourable-environment-for-quality-journalism-in-the-digital-age-recommendation-cmrec20224.html
https://fom.coe.int/en/accueil
https://fom.coe.int/en/accueil
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Sorge, dass der Rat sich auf einen gefährlichen 

Weg begibt, um unzulässige Formen der Über-

wachung von JournalistInnen und ihren Quel-

len zu legitimieren. Besonders besorgniserre-

gend ist die Haltung Frankreichs, das sich für 

eine Ausnahme vom allgemeinen Verbot des 

Einsatzes von Spähsoftware gegen Journalis-

tInnen eingesetzt hat und damit riskiert, dass 

Spähsoftware als legitimes Ermittlungsinstru-

ment ausgelegt wird. 

Organisationen der Zivilgesellschaft und Jour-

nalistInnen betonten die Bedeutung von 

Rechtsvorschriften zum Schutz von Journalis-

tInnen und ihrer Arbeit in physischen und vir-

tuellen Räumen. Die Sicherheit der Journalis-

tInnen sollte unter Einhaltung der europäi-

schen Standards für den Schutz von Journalis-

tInnen gewährleistet werden. 

Die EMFA sollte den Schutz von Quellen und 

Hinweisgebern durch die Umsetzung der 

Empfehlung CM/Rec(2016)4 des Europarats 

zum Schutz des Journalismus und der Sicher-

heit von JournalistInnen und anderen Medi-

enakteuren stärken. Der Rat der EU und das 

Europäische Parlament müssen sicherstellen, 

dass der endgültige Text der vorgeschlagenen 

Richtlinie und der Empfehlung wirksam ist, 

um strategische Klagen gegen die Beteiligung 

der Öffentlichkeit (SLAPPs) zu verhindern, 

nicht zuletzt, um unbeabsichtigten Ergebnis-

sen des Regulierungsrechts entgegenzuwir-

ken.  

Der Rechtsstaatlichkeitsbericht 2022 emp-

fiehlt für einige EU-Mitgliedstaaten faire, 

transparente und diskriminierungsfreie Ver-

fahren für die Erteilung von Betriebslizenzen 

an Medienunternehmen. Darüber hinaus soll-

ten JournalistInnen einen Rechtsanspruch auf 

Informationen von öffentlichen Behörden ha-

ben und Zugang zu Regierungsdokumenten 

erhalten, wobei stets europäische Standards 

einzuhalten sind. Die Regierungen sollten 

durch ihr Handeln signalisieren, dass eine kri-

tische Bewertung politischer Entscheidungen 

und informiertes Misstrauen in einer demo-

kratischen Gesellschaft hoch geschätzt wer-

den. 

 

Forschungshintergrund: unterstüt-
zende Untersuchungsergebnisse  

Die oben dargelegten politischen Empfehlun-

gen beruhen auf Erkenntnissen aus der EnT-

rust-Forschung. Insbesondere stützen sich die 

Empfehlungen auf die Ergebnisse unserer 

standardisierten Inhaltsanalyse einer reprä-

sentativen Stichprobe von 800 Aussagen über 

Vertrauen und Misstrauen je Land, die in Arti-

keln von drei verschiedenen Zeitungen in je-

dem der sieben Länder (Dänemark, Deutsch-

land, Griechenland, Italien, Polen, Serbien und 

der Tschechischen Republik) und innerhalb 

von vier vordefinierten Zeiträumen (März 

2020 - April 2020, September 2020 - Oktober 

2020, Dezember 2020 - Januar 2021, März 

2021 - April 2021) veröffentlicht wurden, so-

wie von 250 vertrauensbezogenen Nutzer-

kommentaren pro Land auf den Facebook-Sei-

ten der Zeitungen. Diese Studien gaben Auf-

schluss über den Grad des Vertrauens in be-

stimmte Informationsquellen (Regierung, 

Wissenschaft und Medien) während der Co-

vid-19-Pandemie und das Ausmaß, in dem 

dieses Vertrauen in der Öffentlichkeit ange-

fochten wird. Darüber hinaus wurden pro 

Land 10 ausführliche Interviews mit Journalis-

tInnen, Behörden und Akteuren der Zivilge-

sellschaft (im Folgenden "ExpertInnen") ge-

führt, die an Projekten zur Überprüfung von 

Fakten oder zur Bekämpfung von Desinforma-

tion beteiligt sind, um die UrheberInnen von 

Desinformationen, die Bedingungen für ihre 

https://edri.org/wp-content/uploads/2023/04/Open-Letter-Council-Protection-of-Journalists-Against-Spyware-in-EMFA.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_22_5504
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_22_5504
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_22_5504
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016806415d9#_ftn1
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/eu-citizenship/democracy-and-electoral-rights/protecting-journalists-and-human-rights-defenders-strategic-lawsuits-against-public-participation_en
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/eu-citizenship/democracy-and-electoral-rights/protecting-journalists-and-human-rights-defenders-strategic-lawsuits-against-public-participation_en
https://www.coe.int/en/web/documents-records-archives-information/council-of-europe-standards
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Verbreitung und ihre Resonanz in öffentlichen 

Debatten zu ermitteln und um erfolgreiche 

Gegenstrategien zur Eindämmung und Ver-

hinderung der Verbreitung von Desinformati-

onen und zur Stärkung der Widerstandsfähig-

keit der BürgerInnen zu ermitteln. 

 

Wichtigste Ergebnisse 

# Vertrauen in Informationsquellen  

Unsere Forschungsergebnisse bestätigen, 

dass die Medien eine wichtige Rolle als Arena 

der Vertrauensbildung und der Auseinander-

setzung über Vertrauen in politische Instituti-

onen, Wissenschaft und ExpertInnen spielen, 

wenn auch mit erheblichen Unterschieden je 

nach Medientyp. Einerseits zeigt unsere Me-

dieninhaltsanalyse, dass die Mehrheit der 

Mainstream-Zeitungen eine ausgewogene 

Sichtweise von begründetem Vertrauen oder 

Misstrauen durch sachliche Aussagen zum 

Ausdruck bringt, und dass JournalistInnen ext-

remistischen Positionen oder polarisierten 

Meinungen keinen hohen Stellenwert einräu-

men. Urteile über die Vertrauenswürdigkeit 

bestimmter Akteure greifen in der Regel auf 

sachliche Argumente zurück. Kompetenz und 

Expertise sind ausschlaggebend für die Zu-

schreibung von Vertrauen in politische Ak-

teure und WissenschaftlerInnen. Beim genau-

eren Vergleich der sieben untersuchten Län-

der zeigen sich Unterschiede (z. B. ist das Ver-

trauen in die Regierung in Zeiten der Pande-

mie in Italien hoch, während das Misstrauen 

in die Regierung in Deutschland, Tschechien 

und Polen stärker ausgeprägt ist). In der 

Grundtendenz aber spielen die klassischen 

Medien eine konstruktive Rolle und tragen zu 

einer fundiert kritischen Debatte bei, in der 

Vertrauen und Misstrauen in Politik, 

Wissenschaft und Expertise weitestgehend 

ausgewogen abgebildet werden.    

Andererseits zeigt unsere Analyse der Face-

book-Nutzerkommentare, dass sich die Nut-

zerInnen sozialer Medien hauptsächlich kri-

tisch gegenüber den Nachrichten und über-

wiegend misstrauisch gegenüber etablierten 

Sprechern äußern. Oftmals zielen Nutzerkom-

mentare in erster Linie darauf ab, das Ver-

trauen in Regierung und Wissenschaft zu un-

tergraben und nicht zu unterstützen Das Bild 

ist jedoch differenzierter, denn eine beträcht-

liche Anzahl von NutzerInnen unterstützt in 

ihren Kommentaren auch die Aussagen von 

Regierung, Wissenschaft oder anderen Akteu-

ren, die in den Nachrichten zu Wort kommen. 

Bemerkenswert ist das unterschiedliche Argu-

mentationsmuster in den Kommentaren der 

sozialen Medien. Im Gegensatz zur überwie-

gend sachlichen Argumentation im professio-

nellen Journalismus beziehen sich Nutzer-

kommentare häufiger auf Werte, um ihre Aus-

sagen zu untermauern. Während soziale Me-

dien also inklusiver sind, da sie Mediennutze-

rInnen und BürgerInnen Raum bieten, ihre 

Stimme im öffentlichen Raum zu erheben, 

scheint das Format der sozialen Medien kein 

geeigneter Raum für eine ausgewogene und 

begründete Diskussion über Vertrauen und 

Misstrauen in Regierungen zu sein. Dieser 

strukturelle Mangel hat mit der Tatsache zu 

tun, dass soziale Medien nie für öffentliche 

Debatten erschaffen wurden, sondern als 

Raum für kommerzielle Interessen und Wer-

bezwecke. 

Unsere Medieninhaltsanalyse zeigt also, dass 

sich verschiedene Medien in der Art und 

Weise, wie sie zur Vertrauensbildung in demo-

kratischen Gesellschaften beitragen, erheb-

lich unterscheiden. Kritische Nachrichtenbe-

richterstattung sollte ein Bezugspunkt für alle 
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Medien sein. Das bedeutet, dass traditionelle 

Medien und professioneller Journalismus zu-

verlässiger sind als soziale Medien, da erstere 

eine kritische Nachrichtenberichterstattung 

und -diskussion betreiben und damit einen 

ausgewogenen Ansatz des aufgeklärten oder 

skeptischen Vertrauens fördern. Letztere hin-

gegen begünstigen die Bildung einer weniger 

ausgewogenen und stärker polarisierten 

Arena öffentlicher Meinungsbildung. Diese 

allgemeinen Beobachtungen müssen jedoch 

in zweierlei Hinsicht relativiert werden. Aus 

unseren Daten geht hervor, dass die klassi-

schen Medien in einigen Ländern (insbeson-

dere Dänemark und Deutschland) stärker auf 

aufgeklärtes Vertrauen setzen, während etab-

lierte Medien in anderen Ländern (Griechen-

land, Serbien und Polen) einen weniger ausge-

wogenen und stärker polarisierten Ansatz ver-

folgen. Was die sozialen Medien betrifft, so ist 

die Kommentierung durch die BürgerInnen in 

Dänemark etwas weniger unausgewogen, in 

den anderen sechs untersuchten Ländern je-

doch sehr stark parteiisch und tief in einem 

misstrauischen Meinungsklima verankert.  

Diese Ergebnisse bestätigen die Notwendig-

keit, die negativen Auswirkungen der sozialen 

Medien im Hinblick auf Desinformation und 

Polarisierung zu begrenzen (Empfehlung Nr. 

1). Sie unterstreichen aber gleichsam die Not-

wendigkeit, unabhängige Medien und kriti-

schen Journalismus zu unterstützen (Empfeh-

lung Nr. 3).  

Weitere Belege für diese Empfehlungen liefert 

die im EnTrust-Bericht vorgestellte Analyse 

der verfügbaren Umfragedaten. Diese Ergeb-

nisse verdeutlichen, dass Teile der Bevölke-

rung dazu neigen, den traditionellen Medien 

mit ihrer ausgewogeneren und fundierteren 

Berichterstattung zu misstrauen, während sie 

gleichzeitig den sozialen Medien mit ihren 

eher einseitigen Informations- und Meinungs-

verbreitungsmustern vertrauen. Die Analyse 

zeigt außerdem, dass es Unterschiede zwi-

schen den Ländern gibt. Dies legt nahe, dass 

in einigen Ländern dringenderer Handlungs-

bedarf besteht als in anderen. Was das Ver-

trauen in Medien und Journalismus als 

Hauptinformationsquellen während der Pan-

demie betrifft, so ist Dänemark ein Land mit 

hohem Vertrauen, während Deutschland und 

Tschechien als Länder mit mittlerem Ver-

trauen gelten. In Griechenland und Serbien ist 

das Vertrauen in die Medien und den Journa-

lismus gering, und in Polen und Italien sind die 

Einstellungen polarisiert und zeigen sowohl 

ein hohes Maß an Vertrauen als auch Miss-

trauen. Ein Problem ergibt sich vor allem in 

den Ländern, in denen weit verbreitetes Miss-

trauen gegenüber dem Mainstream-Journalis-

mus und den öffentlich-rechtlichen Medien 

einhergeht mit einem höheren Vertrauen in 

soziale Medien als relevante alternative Nach-

richtenquelle. Dies gilt natürlich nicht für die 

meisten Länder, in denen das Vertrauen in die 

traditionellen Medien größer ist, da die Bürge-

rInnen dieser Länder auch privaten Websites 

und sozialen Medien eher wenig Vertrauen 

entgegenbringen. 

  

# Gegenstrategien zur Eindämmung und Ver-
hinderung der Verbreitung von Desinforma-
tion  

Die Ergebnisse unserer vergleichenden Ana-

lyse der Experteninterviews liefern auch em-

pirische Belege für die Notwendigkeit, die 

Rolle der sozialen Medien bei der Desinforma-

tion zu begrenzen (Empfehlung Nr. 1) und un-

abhängige Medien und den Journalismus zu 

unterstützen (Empfehlung Nr. 3). Die befrag-

ten ExpertInnen beobachteten eine Zunahme 

von Desinformation und (ausländischer) 

Staatspropaganda, die durch die Covid-19-
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Pandemie und später den Krieg in der Ukraine 

beschleunigt wurde. Diese Entwicklung hat 

auch zu Sicherheitsbedenken geführt. Um die-

ser Herausforderung der Verbreitung von 

Desinformationen außerhalb der institutiona-

lisierten Medienkanäle zu begegnen, sehen 

die ExpertInnen die Notwendigkeit, die Rolle 

professioneller JournalistInnen als "Vertrau-

ensvermittlerInnen" auch auf Nachrichten-

plattformen in den sozialen Medien zu stär-

ken, beispielsweise, indem der offene Zugang 

zu faktengeprüften Nachrichten erleichtert 

oder Informationsquellen transparent ge-

macht werden. Medien- und Kommunikati-

onsexpertInnen betonen auch die Notwendig-

keit eines verbesserten Plattformdesigns, um 

beispielsweise zu vermeiden, dass unkontrol-

lierte Algorithmen alternative Medien gegen-

über evidenzbasierten Nachrichten bevorzu-

gen.  

Die Selbstregulierung von Social-Media-Platt-

formen wird zunehmend als unzureichend an-

gesehen, und einige ExpertInnen schreiben 

der EU eine wichtige Rolle bei der Ko-Regulie-

rung der Plattformen zu. Rein marktgesteu-

erte Online-Räume würden der Verbreitung 

von Desinformationen Vorschub leisten, und 

es sei wichtig, solche Informationen zu de-

montieren. In diesem Zusammenhang beton-

ten die ExpertInnen, wie wichtig es sei, bei der 

Bekämpfung von Desinformation demokrati-

sche Grundsätze wie das Recht auf freie Mei-

nungsäußerung zu respektieren. Die Maßnah-

men müssen verhältnismäßig sein und das 

richtige Gleichgewicht zwischen Freiheiten 

und Kontrolle gewährleisten. 

In den Experteninterviews wurde auch auf die 

Notwendigkeit hingewiesen, die Medienkom-

petenz der europäischen Bevölkerung syste-

matischer zu fördern. Was die Bildung betrifft, 

so waren sich die ExpertInnen einig, dass 

Bildungsprogramme notwendig sind, um die 

Widerstandsfähigkeit gegen Online-Desinfor-

mation zu verbessern, die seit dem Ausbruch 

der Covid-19-Pandemie immer häufiger vor-

kommt. Sie fordern Schulungen zur Medien- 

und Nachrichtenkompetenz und zum reflek-

tierten Umgang mit den Medien sowie die Un-

terstützung von Initiativen zur Überprüfung 

von Fakten. 

 

# Sicherheit von JournalistInnen 

Ein wiederkehrendes Thema in den Experten-

gesprächen war das Problem der Sicherheit 

des unabhängigen Journalismus. Die ExpertIn-

nen äußerten sich besorgt über die Zunahme 

von Verleumdungskampagnen und Hassreden 

in den sozialen Medien, die dem Ruf und der 

Sicherheit von JournalistInnen geschadet ha-

ben. Mehrere JournalistInnen wiesen auch 

darauf hin, dass es in letzter Zeit vermehrt zu 

verbalen oder körperlichen Angriffen auf Re-

porterInnen durch nichtstaatliche Akteure ge-

kommen sei, beispielsweise bei Demonstrati-

onen oder bei der Durchführung von Inter-

views. In anderen Fällen äußerten sich die Me-

dienexpertInnen besorgt über staatliche Ak-

teure, die ihre Macht ausnutzten und Journa-

listInnen verbal angriffen und einschüchter-

ten, wie beispielsweise in Serbien. Die Exper-

teninterviews stimmen darin überein, dass 

dringender Handlungsbedarf besteht, um ei-

nen unabhängigen und kritischen Journalis-

mus zu unterstützen, der auch von den Bürge-

rInnen in den verschiedenen untersuchten 

Ländern weitgehend als vertrauenswürdige 

Informationsquelle angesehen wird. 
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Forschungsparameter und Projektin-
formationen 

Das EnTrust-Projekt wird von der EU im Rah-
men des Forschungs- und Innovationspro-
gramms Horizont2020 finanziert (Finanzhil-
fevereinbarung Nr. 870572). Die in diesem Pa-
pier vorgestellten Empfehlungen und Ergeb-
nisse basieren auf dem Integrierten Bericht 
über Vertrauen und Medien sowie auf einer 
ExpertInnen-Diskussionsrunde zwischen dem 
Forschungsteam und den folgenden ExpertIn-
nen: Barbora Bukovská, Artikel 19; Artemiza-
Tatiana Chisca, Europarat - Abteilung Medien- 
und Internetverwaltung; Audrius Perkauskas, 
Europäische Kommission - GD Connect - Poli-
tik für audiovisuelle und Mediendienste; Re-
nate Schröder, Europäische Journalistenverei-
nigung; Harry Panagopulos, Europäische Kom-
mission - GD Just - EU-Bürgerrechte und Frei-
zügigkeit; Jan Penfrat, Europäische Digitale 
Rechte; und Alberto Rabbachin, Europäische 
Kommission - GD Connect - Medienkonver-
genz und soziale Medien. 

Das EnTrust-Konsortium besteht aus acht 

Partnerteams, die in sieben Ländern (der 

Tschechischen Republik, Dänemark, Grie-

chenland, Deutschland, Italien, Polen und Ser-

bien) und auf EU-Ebene forschen und ihre Er-

gebnisse verbreiten. Der Arbeitsplan besteht 

aus sieben Arbeitspaketen, die der systemati-

schen Analyse und Reflexion verschiedener 

Aspekte des Themas gewidmet sind: 

1. Theoretische und normative Grundlagen 

von Vertrauen und Misstrauen 

2. Vertrauen und Misstrauen in Alltagsinterak-

tionen mit öffentlicher Verwaltung 

3. Die Rolle demokratischer sozialer Bewegun-

gen bei der Bildung von Vertrauen und 

Misstrauen 

4. Die Rolle der Medien beim Aufbau von Ver-

trauen und Misstrauen: Information oder 

Polarisierung? 

5. Entwicklungspsychologische Einblicke in 

Vertrauen und Misstrauen 

6. Vertrauen und Misstrauen der BürgerInnen 

in Politik: Formen, Determinanten, Auswir-

kungen und Abhilfemaßnahmen 

7. Vertrauen und Misstrauen in der Zivilgesell-

schaft: Vorbilder und Empfehlungen 

 

Weitere Arbeitspakete befassen sich mit der 

Verbreitung, Nutzung und Kommunikation 

von Forschungsergebnissen, Management 

und ethischen Fragen. 

 

Weitere Informationen über das EnTrust-

Projekt finden Sie unter www.entrust-pro-

ject.eu. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

https://entrust-project.eu/files/2022/10/Trust-and-the-Media-integrated-report-WP4.pdf
https://entrust-project.eu/files/2022/10/Trust-and-the-Media-integrated-report-WP4.pdf
https://entrust-project.eu/expert-roundtables-trustworthy-media/
http://www.entrust-project.eu/
http://www.entrust-project.eu/


 

Juni 2023         Ausgabe 4 

 

 

Konsortium: 

Civil Society Europe (Brüssel, Belgien) 

Masaryk University (Brno, Tschechien) 

Panteion University of Social and Political Sci-
ences (Athen, Griechenland) 

University of Belgrade, Institute of Philosophy 
and Social Theory (Serbien) 

University of Copenhagen (Dänemark) 

Universität Siegen (Deutschland) 

University of Siena (Italien) 

University of Warsaw (Polen) 

 

Social Media Links 

     

 
 
 
 
  
 
 

 

 

 
 
 

Kontakt 

Prof. Dr. Christian Lahusen 
Projektkoordinator 
Universität Siegen 
Seminar für Sozialwissenschaften 
Adolf-Reichwein-Str. 2 
D- 57068 Siegen  – Germany 
 

e-mail: entrust@uni-siegen.de 

 

Carlotta Besozzi 
Projektpartner 
Civil Society Europe 
Rue du Congrès 13,  
B- 1000 Brussels – Belgien 
 

e-mail: contact@civilsocietyeurope.eu 
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https://www.panteion.gr/en/
https://www.panteion.gr/en/
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http://www.instifdt.bg.ac.rs/en/
https://www.ku.dk/english/
https://www.uni-siegen.de/start/index.html.en?lang=en
https://en.unisi.it/
https://en.uw.edu.pl/
mailto:entrust@uni-siegen.de
mailto:contact@civilsocietyeurope.eu
https://twitter.com/EnTrust_Project
https://www.facebook.com/EnTrust-Project-109021120871105/

